
 

Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 

Beschluss 

Nr. 22/37/10G 

Vom 14.09.2022 

 P201436 

 

Kantonale Volksinitiative "für ein klimagerechtes Basel Klimagerechtigkeitsinitiative" 

20.1436.03, Bericht der UVEK vom 04.07.2022 

 

://: Zustimmung 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates Nr. 20.1436.02 vom 21. September 2021 sowie in den Bericht der Umwelt-, 
Verkehrs- und Energiekommission Nr. 20.1436.03 vom 29. Juni 2022 beschliesst:  
 

I. Gegenvorschlag  

 
Im Sinne eines Gegenvorschlages zu der von 3’711 im Kanton Basel-Stadt 
Stimmberechtigten eingereichten, vom Grossen Rat in seiner Sitzung vom 10. März 2021 an 
den Regierungsrat überwiesenen formulierten Volksinitiative «für ein klimagerechtes Basel 
(Klimagerechtigkeitsinitiative)» mit dem folgenden Wortlaut:  
 
«Gestützt auf § 47 der Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März 2005 und auf das 
Gesetz betreffend Initiative und Referendum vom 16. Januar 1991 reichen die 
Unterzeichnenden, im Kanton Basel-Stadt wohnhaften Stimmberechtigten folgende Initiative 
ein:  
 
Die Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März 2005 wird wie folgt geändert:  
 
§ 15 (Leitlinien staatlichen Handelns) wird in Abs. 2 wie folgt ergänzt:  
2 Bestehend: Er [der Staat] wirkt auf die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und auf 
eine nachhaltige Entwicklung hin, die den Bedürfnissen der gegenwärtigen Generation 
entspricht, aber zugleich die ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnisse künftiger 
Generationen und ihre Möglichkeiten nicht gefährdet, ihre eigene Lebensweise zu wählen.  
Ergänzung: Er trägt nach seinen Möglichkeiten dazu bei, dass die globale Erwärmung 
gegenüber dem vorindustriellen Niveau 1,5 Grad Celsius nicht übersteigt.  
 
neu: § 16a Klimagerechtigkeit  
1 In Anerkennung der Klimakrise als Bedrohung für Mensch, Ökosysteme, Wirtschaft und ein 
friedvolles Zusammenleben sowie als Chance für gesellschaftliche Innovation trifft der Staat 
effektive Massnahmen zu Klimaschutz und zum Schutz vor den Folgen der Klimaerhitzung.  
2 Regierung und Parlament sorgen im Rahmen ihrer Kompetenzen dafür, dass der Ausstoss 
an Treibhausgasemissionen im Kanton Basel-Stadt in allen Sektoren bis 2030 auf Netto-Null 
sinkt.  
3 Dazu legt der Staat verbindliche Absenkpfade für Treibhausgase fest und handelt im Sinne 
von Verursacherprinzip und umfassender Klimagerechtigkeit.  
4 Er setzt sich im Rahmen seiner Beteiligungen an Anstalten und Unternehmen dafür ein, 
dass diese in ihren gesamten Tätigkeiten, inklusive Finanz- und Verwaltungsvermögen, den 
vorgenannten Zielen entsprechen.  
5 Er setzt sich beim Bund für die notwendigen Rahmenbedingungen ein.»  
 

wird beschlossen:  
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Verfassung des Kantons Basel-Stadt 

Änderung vom 14. September 2022 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, 

im Sinne eines Gegenvorschlags zur formulierten Volksinitiative «für ein klimagerechtes Basel 

(Klimagerechtigkeitsinitiative)» und nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungsrates Nr. 

20.1436.02 vom 21. September 2021 sowie in den Bericht der Umwelt-, Verkehrs- und 

Energiekommission Nr. 20.1436.03 vom 29. Juni 2022, 

beschliesst: 

I. 

Die Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März 2005 1) (Stand 5. Juli 2018) wird wie folgt 

geändert: 

§  15 Abs. 2 (geändert) 
2 Er wirkt auf die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und auf eine nachhaltige 
Entwicklung hin, die den Bedürfnissen der gegenwärtigen Generation entspricht, aber zugleich 
die ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnisse künftiger Generationen und ihre 
Möglichkeiten nicht gefährdet, ihre eigene Lebensweise zu wählen. Er trägt nach seinen 
Möglichkeiten dazu bei, dass die globale Erwärmung gegenüber dem vorindustriellen Niveau 
1,5°C nicht übersteigt. 

§  16a (neu) 

Klimagerechtigkeit 
1 In Anerkennung der Klimakrise als Bedrohung für Mensch, Ökosysteme, Wirtschaft und ein 
friedvolles Zusammenleben sowie als Chance für gesellschaftliche Innovation trifft der Staat 
effektive Massnahmen zu Klimaschutz und zum Schutz vor den Folgen der Klimaerhitzung. 
2 Er sorgt im Rahmen seiner Kompetenzen dafür, dass der Ausstoss an 
Treibhausgasemissionen im Kanton Basel-Stadt in allen Sektoren bis 2037 auf Netto-Null 
sinkt. 
3 Dazu legt er verbindliche 5-Jahresziele und Absenkpfade für Treibhausgase fest und handelt 
im Sinne von Verursacherprinzip und umfassender Klimagerechtigkeit. 
4 Er setzt sich im Rahmen seiner Beteiligungen an Anstalten und Unternehmen des Finanz- 
und Verwaltungsvermögens dafür ein, dass diese in ihren gesamten Tätigkeiten den 
vorgenannten Zielen entsprechen. 
5 Er setzt sich beim Bund für die notwendigen Rahmenbedingungen ein. 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem obligatorischen Referendum und tritt am fünften 

Tag nach Publikation der Annahme durch die Stimmberechtigten in Kraft. 

 
 

                                            
1

) SG 111.100 

https://www.gesetzessammlung.bs.ch/data/111.100/de
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II. Weitere Behandlung  
 

Die Volksinitiative «für ein klimagerechtes Basel (Klimagerechtigkeitsinitiative)» ist, sofern sie 
nicht zurückgezogen wird, der Gesamtheit der Stimmberechtigten gleichzeitig mit dem unter I. 
aufgeführten Gegenvorschlag zum Entscheid vorzulegen.  
 
Der Grosse Rat empfiehlt den Stimmberechtigten, die Volksinitiative und den Gegenvorschlag 
anzunehmen.  
 
Für den Fall, dass sowohl das Initiativbegehren als auch der Gegenvorschlag angenommen 
werden, haben die Stimmberechtigten zu entscheiden, welche der beiden Vorlagen sie vorziehen. 
Der Grosse Rat empfiehlt, bei der Stichfrage den Gegenvorschlag vorzuziehen.  
 
Wenn das Initiativbegehren zurückgezogen wird, ist die Änderung der Verfassung 
(Gegenvorschlag) nochmals zu publizieren. Sie unterliegt dann dem obligatorischen Referendum 
und tritt am fünften Tag nach Publikation der Annahme durch die Stimmberechtigten in Kraft. 
 
 

III. Publikation  

 
Dieser Beschluss ist zu publizieren.  
 


